
1 

 

Kapitel 5: Bezahlbares und klimagerechtes Wohnen als Grundrecht organisieren 1 

Die Mieter*innen in Nordrhein-Westfalen stehen in vielen Regionen unter massiven Druck. 2 
Die klimagerechte Anpassung der Wohnungsbestände hinkt in vielen Bereichen hinterher. 3 
Barrierefreie Wohnungen sind Mangelware.  Wir als Linke wollen das Menschenrecht auf 4 
Wohnen für alle Menschen in NRW verwirklichen. Jeder Mensch soll in einer angemessenen 5 
Wohnung wohnen können. Wir treten an für eine Stärkung gemeinnütziger Vermieter, mit 6 
nachhaltigen Geschäftsmodellen.  7 

Die Krise des bezahlbaren Wohnraums ist Folge bisher verfehlter Wohnungspolitik, die vor 8 
allem den Neubau als Lösung in den Fokus gestellt hat. Spätestens mit den explodierenden 9 
Baukosten zeigt sich, dass die Antwort bei Weitem nicht allein im Neubau liegen kann. Der 10 
Wohnungsbestand benötigt eine Anpassung an die neuen Herausforderungen, insbesondere 11 
des Klima- und demografischen Wandels. 12 

Als Linke kämpfen wir dafür, dass NRW wieder ein soziales Mieterland wird. Dazu gehört die 13 
Frage nach Eigentum und Geschäftsstrategien. Wohnen ist häufig zur Ware geworden. Allein 14 
NRWs größte Vermieterinnen Vonovia und LEG schütten jedes Jahr anteilig für ihre 15 
Wohnungen mehrere hundert Millionen Euro Dividende aus. Hinzu kommen die 16 
Auszahlungen vieler kleiner und größerer Investoren an ihre Eigentümer*innen. Das ist Geld, 17 
das durch überhöhte Mieten erwirtschaftet wird, Geld, das fehlt für den klimagerechten 18 
sozialen Umbau.  19 

Dieser Umbau muss dabei stets intersektional gedacht werden, denn Wohnungsnot, 20 
Verdrängung und Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt treffen Menschen 21 
unterschiedlich. Besonders betroffen sind Menschen mit Migrationsgeschichte, religiöse 22 
Minderheiten, queere Menschen und Menschen mit Behinderungen, die oft von 23 
Mehrfachdiskriminierung betroffen sind. 24 

5.1 Der Wohnungsnotstand ist kein Naturgesetz 25 

In Großstädten wie Köln, Dortmund, Düsseldorf oder Münster herrscht Wohnungsnotstand. 26 
Aber auch anderswo muss für das Wohnen ein immer größerer Anteil des Einkommens 27 
aufgebracht werden. Wer das Glück hat, in einer guten Wohnung zu leben, dem drohen 28 
immer höhere Mieten und Nebenkosten. Modernisierungen treiben die Mieten zusätzlich an. 29 
Viele Mieter*innen mit geringerem Einkommen sitzen in stark vernachlässigten, 30 
mangelhaften oder verschimmelten Wohnungen fest und zahlen dafür oft dennoch 31 
exorbitante Mieten. 32 

Geflüchtete Frauen und Kinder sind besonders schutzbedürftig – sie benötigen nicht nur 33 
schnellen Zugang zu Wohnraum, sondern auch Schutz vor Gewalt und Diskriminierung. Wir 34 
setzen uns daher für den Ausbau von geschützten Unterkünften für geflüchtete Frauen und 35 
ihre Kinder ein. 36 

Weil die Mieten und Immobilienpreise völlig unzureichend reguliert sind und ein großer Teil 37 
der Wohnungen zu Finanzanlagen geworden ist, steht dem gewachsenen Bedarf an 38 
bezahlbarem Wohnraum ein immer geringeres Angebot gegenüber. Immer mehr Menschen 39 
bleiben auf der Strecke. Sie müssen fortziehen und verlieren ihr heimisches Wohnviertel. Ein 40 
Teil schafft es gar nicht mehr. Die Wohnungslosigkeit nimmt zu. Die zunehmende 41 
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Straßenobdachlosigkeit ist nur die sichtbare Spitze eines Eisbergs. Frauenhäuser und 42 
andere Einrichtungen sind überfüllt. 43 

Das ist alles weder sozial noch klimagerecht. Unter den herrschenden Bedingungen wird der 44 
klimagerechte Umbau für viele Menschen ebenso unbezahlbar wie die weiter steigenden 45 
Heizkosten. Wir schlittern immer tiefer in einen wohnungs- und klimapolitischen Notstand. 46 

Der Notstand ist die Folge einer seit Langem verfehlten Politik, die auf private 47 
Vermögensbildung und Gewinne setzt und dabei die Erfüllung sozialer Grundbedürfnisse 48 
und den Schutz der Umwelt verfehlt. Wer die Probleme allein mit dem Mietspiegel und mehr 49 
privatem Neubau lösen will, verkennt die strukturellen Ursachen. 50 

Der Mietspiegel gibt lediglich einen Durchschnitt der weiter steigenden Marktmieten wieder 51 
und rechtfertigt Mieterhöhungen für alle. Nichts ist so umweltschädlich wie Neubau, der in 52 
den meisten Fällen auch die Wohnkosten antreibt. Hilfloses Herumreparieren an einem 53 
grundlegend verfehlten System hilft nicht weiter.  54 

Als Linke wollen wir bundesweit, in NRW und den Kommunen: 55 
• das System der profitorientierten Wohnungswirtschaft und seine Strukturen ändern 56 
• die ausreichende Versorgung mit sicherem, bezahlbaren, zugänglichen und 57 

klimagerechtem Wohnraum 58 
• die sozial gerechte und klimafreundliche Wohnungspolitik zur zentralen Aufgabe der 59 

öffentlichen Daseinsvorsorge machen 60 

5.2 Wohnen ist ein Menschenrecht 61 

Bereits in der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 ist das Recht auf 62 
Wohnen verankert. 1966 wurde im UN-Sozialpakt (Art 11) das Recht auf Wohnen als Teil des 63 
Rechts auf einen angemessenen Lebensstandard festgeschrieben. Dieses Recht umfasst 64 
auch ein Recht auf Nahrung, Gesundheit und soziale Sicherheit. Über 21 % der Bevölkerung 65 
in Deutschland sind von Wohnarmut betroffen, das entspricht mehr als 17 Mio. Menschen. 66 
Darunter auch die Bezieher*innen von Bürgergeld und anderen Transferleistungen. Viele 67 
Menschen zahlen in NRW von ihrem gesamten Einkommen allein 40% für die Miete. 68 

Das Recht auf Wohnen muss für alle Menschen gleichermaßen gelten, unabhängig von 69 
Herkunft, Religion, Behinderung, Geschlecht oder sexueller Orientierung. Diskriminierung auf 70 
dem Wohnungsmarkt ist eine Menschenrechtsverletzung und muss konsequent bekämpft 71 
werden. 72 

Immer mehr Wohnungsmärkte in NRW funktionieren für immer mehr Menschen nicht mehr. 73 
Das Recht auf Wohnen bedeutet mehr als nur „ein Dach über dem Kopf“: Der Wohnraum 74 
muss angemessen sein. Doch Bodenpreise und Mieten sind in vielen Kommunen in NRW 75 
explodiert. Für immer mehr Menschen wird es immer schwieriger, eine bezahlbare 76 
angemessene Wohnung zu finden.  Nach einer Hochrechnung der 77 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAGW) ist die Zahl der wohnungslosen 78 
Menschen in Deutschland auf über eine Million Menschen gestiegen. Unter ihnen befindet 79 
sich eine Viertelmillion Kinder und Jugendliche. Rund 60.000 Menschen sind sogar 80 
obdachlos. Die Menschenrechte werden auf dem Wohnungsmarkt also nicht eingehalten. 81 
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Die Linke versteht sich als Partei der Menschenrechte und will deshalb auf dem 82 
Wohnungsmarkt regulatorisch eingreifen.  83 

Als Linke wollen wir: 84 
• die Aufnahme des Rechts auf Wohnung und soziale Klimagerechtigkeit in die 85 

Landesverfassung. Das Recht auf Wohnung muss genau bestimmt werden, damit 86 
Gesetze und Institutionen angepasst werden können. Es umfasst insbesondere den 87 
diskriminierungsfreien Zugang zu Wohnraum sowie die Sicherstellung von 88 
Mindestanforderungen an Sicherheit, Bezahlbarkeit, Angemessenheit und 89 
Zugänglichkeit der Wohnverhältnisse. 90 

• die Benennung einer*s unabhängigen Beauftragten für das Recht auf Wohnung durch 91 
das Land. Die/der Landesbeauftragte soll zu allen relevanten 92 
Gesetzgebungsvorhaben Stellung nehmen, dem Landtag regelmäßig Bericht 93 
erstatten und als Beschwerdeinstanz für Wohnrechtsverstöße – auch durch Behörden 94 
– dienen. Die/der Landesbeauftragte soll ausdrücklich auch Diskriminierungsfälle auf 95 
dem Wohnungsmarkt aufnehmen und bearbeiten können. Auf dieser Basis sollen in 96 
allen Kreisen und kreisfreien Städten lokale Beauftragte für das Recht auf Wohnung 97 
bestellt werden. 98 

5.3 Wohnungen dürfen keine Finanzanlagen sein 99 

Der Wohnungsmarkt in NRW erfreut sich weltweiter Beliebtheit als Kapitalanlage. Bei 100 
steigenden Zinsen, geraten solche Geschäftsmodelle schnell unter Druck. Mieter*innen 101 
merken das meist an deutlich aggressiveren Versuchen, Mieten zu erhöhen oder an 102 
eingesparten Instandhaltungen. Vor allem bei Genossenschaften zeigen sich in der Regel 103 
nachhaltigere Bewirtschaftungen. Die Wohnungsfrage ist eine Eigentumsfrage. 104 

Ein großer Teil des Gebäudebestandes in den NRW-Städten besteht aus Wohnungen, deren 105 
Bau einst mit öffentlichen Mitteln gefördert wurde. Sie durften für eine begrenzte Zeit nur 106 
vergünstigt vermietet werden. Werden die Kredite zurückgezahlt, können die ehemaligen 107 
Sozialwohnungen heute wie alle anderen Wohnungen auch verwertet werden. 108 

Wohnungskonzerne wie Vonovia, Peach Property, Grand City Properties, TAG-Immobilien, 109 
Vivawest und die ehemals landeseigene LEG besitzen in NRW zusammen fast 400.000 110 
Wohnungen. Häufig waren diese vorher im Besitz von Land, Bund, Kommune, Post oder 111 
Bahn. Durch die Privatisierung der LEG trägt das Land NRW eine gehörige Mitschuld an der 112 
Vernachlässigung von Wohnungsbeständen und Mietpreistreibereien. Bis zum Ende der 113 
Wohnungsgemeinnützigkeit 1989 galten für die damaligen Eigentümer strenge Vorgaben zur 114 
Gewinnausschüttung.  115 

Statt Krisengewinnlern auf dem Wohnungsmarkt zu erlauben, die Mieten weiter in die Höhe 116 
zu treiben, wollen wir Krisengewinne sozial umverteilen und die Mieten deckeln.  117 
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Als Linke wollen wir: 118 
• eine neue Wohnungsgemeinwirtschaft, im Sinne der ehemaligen 119 

Wohnungsgemeinnützigkeit mit strengen Vorgaben für die Eigentümer*innen zur 120 
Gewinnausschüttung 121 

• Gewinne durch Vermietung begrenzen 122 
• Mieten an den tatsächlichen Kosten orientieren 123 
• Mieter*innen Mitbestimmungsrechte gewährt werden 124 

5.4 Wir arbeiten am sozial gerechten Umbau des Systems 125 

Das Land NRW hat nicht die Gesetzgebungskompetenz, das Mietrecht zu ändern und 126 
Mieterhöhungen zu beschränken. Aber es kann mit vier großen Projekten zentralen Beiträge 127 
zum großen Systemumbau leisten.  128 

Als Linke wollen wir folgende Projekte voranbringen: 129 
• das gesamte staatliche Handeln systematisch auf die Verwirklichung des Rechts auf 130 

Wohnen und Klimagerechtigkeit ohne jede Diskriminierung ausrichten- einen starken 131 
öffentlichen Wohnungs- und Grundstückssektor schaffen, der zu 100 % sozial ist, 132 
keinen Profit- und Machtinteressen dient und demokratisch kontrolliert wird. Um die 133 
Haupttreiber des Mietenwahnsinns zu stoppen und schnell an viele Wohnungen zu 134 
kommen, wollen wir die Wohnungsbestände und Produktionsmittel von Vonovia, LEG 135 
& Co. möglichst kostengünstig in dieses Gemeineigentum überführen. Dazu gibt es 136 
mehrere Möglichkeiten: Ankauf von Immobilien, Ausübung von Vorkaufsrechten in 137 
Kooperation mit den Kommunen oder sogar die Enteignung nach dem Grundgesetz 138 
(Art. 14+15). Den Versuch der Bundesregierung über ein einfaches Bundesgesetz das 139 
Grundgesetz zu beschränken, weisen wir als verfassungswidrig zurück 140 

• die Bewirtschaftung des gesamten Mietwohnungsbestandes stärker öffentlich 141 
kontrollieren, von der Beseitigung baulicher Missstände über die Kontrolle von 142 
Leerständen bis hin zur Verpflichtung zu regelmäßigen Instandhaltungen und sozialen 143 
Auflagen für die Wohnungsvergabe in Notstandsgebieten 144 

• die Wohnraum- und Städtebauförderung des Landes strikt auf die Schaffung 145 
öffentlicher und gemeinnütziger Wohnungsträger sowie auf die soziale und 146 
klimagerechte Erneuerung des Wohnungsbestandes und der Wohnviertel ausrichten 147 

5.4.1 Wohnungskonzerne vergesellschaften 148 

Die Fehlentwicklungen der vergangenen Jahrzehnte wollen wir als Linke durch die 149 
Resozialisierung der ehemals privatisierten Wohnungsbestände erreichen. Dass ein Großteil 150 
der wachsenden Mietüberschüsse bei Vonovia sowie LEG & Co. für Dividenden und 151 
mietsteigernde Spekulation anstatt für den sozial-ökologischen Umbau eingesetzt werden, 152 
kann sich das Land Nordrhein-Westfalen nicht mehr leisten.  153 

Die Bevölkerung in Berlin hat in einem Volksentscheid die Vergesellschaftung großer 154 
Vermieter gefordert. Dies wäre grundsätzlich auch in NRW möglich. Die Vergesellschaftung 155 
der mehr als 300.000 Wohnungen, die sich in diesem Land unter der Kontrolle systematisch 156 
renditeorientierter Wohnungskonzerne und Fonds befinden, könnte durch ein Landesgesetz 157 
gemäß Artikel 15 Grundgesetz in die Tat umgesetzt werden.  158 
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Wir wollen verhindern, dass große Wohnungskonzerne Nebenkosten und 159 
Modernisierungskosten künstlich in die Höhe treiben, indem sie eigene Tochterunternehmen 160 
beauftragen. Mit Dienstleistungen, die sie an Tochterunternehmen auslagern, sollen die 161 
Konzerne keine Gewinne erwirtschaften dürfen. Treten bei einem Unternehmen gehäuft 162 
falsche Nebenkostenabrechnungen auf, müssen Strafen verhängt werden.  163 

Als Linke wollen wir: 164 
• die durch frühere Landesregierungen privatisierten Wohnungsbestände wieder in 165 

Gemeineigentum überführen 166 
• die Vergesellschaftung von über 300.000 Wohnungen durch ein Landesgesetz 167 

gemäß Artikel 15 des Grundgesetzes realisieren 168 

5.4.2 Für eine landeseigene Wohnungsgesellschaft  169 

Die ideologiegetriebene Privatisierung der Landesentwicklungsgesellschaft NRW (LEG) 170 
durch frühere Landesregierungen hat die Situation auf den Wohnungsmärkten in NRW 171 
massiv verschlechtert. In vielen Großstädten des Landes NRW herrscht derzeit 172 
Wohnungsnot. Umso problematischer ist der Verlust öffentlichen und damit auf das 173 
Mietniveau stabilisierend wirkenden Wohnraums durch die Privatisierung.  174 

Wir als Linke wollen diese Fehlentscheidung durch die Gründung einer neuen landeseigenen 175 
Wohnungsbaugesellschaft korrigieren. Diese soll in Zusammenarbeit mit der NRW Bank 176 
einen unverkäuflichen Bestand an dauerhaft bezahlbarem Wohnraum durch Bau, Kauf und 177 
ggf. auch Enteignung bereits existierender Wohneinheiten schaffen und unterhalten, um zur 178 
Entspannung der Wohnungsmärkte beizutragen.  179 

Für die landeseigene gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft wollen wir, dass in einem 180 
ersten Schritt eine Anschubfinanzierung von zunächst 2 Mrd. Euro im Landeshaushalt 181 
vorgesehen werden. Wir wollen erreichen, dass wieder deutlich mehr öffentlicher Wohnraum 182 
zu Verfügung steht. Auch das Land NRW steht in der Pflicht, sich nicht nur auf das 183 
Engagement der Kommunen und der kommunalen Wohnungsunternehmen zu verlassen, 184 
sondern sich in die öffentliche Daseinsvorsorge auf dem Wohnungsmarkt stärker 185 
einzubringen. 186 
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Die von uns angestrebte landeseigene Wohnbaugesellschaft soll: 187 
• dezentrale Zweigstellen in besonders belasteten regionalen Wohnungsmärkten 188 

schaffen 189 
• den Neubau öffentlicher Wohnungsbestände 190 

und den Ankauf von Wohnimmobilien durch das Land NRW realisieren 191 
• über die durch Vergesellschaftung entsprechend Artikel 15 Grundgesetz 192 

resozialisierten Wohnungsbestände wohnungsmarktfremder Börsenspekulanten oder 193 
die durch Ankauf von Immobilien und die Ausübung von Vorkaufsrechten in 194 
Kooperation mit den Kommunen resozialisierten Bestände verfügen 195 

• sich innerhalb von zehn Jahren zu einem Schritt zur Bildung einer 196 
gemeinwirtschaftlichen Sozialisierungsplattform erwiesen haben 197 

• eine öffentliche Bodenvorratspolitik realisieren und Wohnbaugrundstücke einlegen 198 

5.4.3 Wohnraumoffensive für NRW 199 

Jährlich fallen mehr Wohnungen aus der Sozialbindung als neue dazukommen. So sind von 200 
844.000 Sozialwohnungen im Jahr 2002 heute gerade noch 411.000 übrig. Weniger als 8 % 201 
aller Mietwohnungen sind preisgebunden. Bis 2035 fallen weitere 220.000 Wohnungen aus 202 
der Bindung. Gleichzeitig treiben teure profitorientierte Neubauprojekte das Mietpreisniveau 203 
weiter in die Höhe. Die Anhebung der Mietobergrenzen im sozialen Wohnungsbau hat außer 204 
höheren Mieten nichts bewirkt. Statt kommunalen und gemeinwohlorientierten 205 
Wohnungsbau mit dauerhaft günstigen Mieten zu fördern, wurden vor allem die privaten 206 
Wohnungskonzerne bei ihren Rendite-Projekten unterstützt.  207 

Derzeit beträgt die Wohnraumförderung in NRW 2,65 Milliarden Euro. Davon sind aber 1,52 208 
Milliarden Euro Darlehen der NRW.Bank. Der Bund stellt immerhin 843 Mio. Euro zur 209 
Verfügung. Nur das Land NRW lässt den sozialen Wohnungsbau im Regen stehen und stellt 210 
lediglich 284,5 Mio. Euro aus dem Landeshaushalt zur Verfügung. Das darf so nicht 211 
weitergehen – auch das Land muss sich in die Wohnungspolitik stärker einbringen.  212 

Das System ist außerdem auf unentwegten Neubau ausgelegt: Es muss immer neuer 213 
Wohnungsbau subventioniert werden, um temporär mietpreisgebundenen Wohnraum zu 214 
schaffen. Das ist nicht nachhaltig. Ohne weitere Maßnahmen kann sozialer Wohnungsbau 215 
daher nicht die Schaffung von dauerhaft bezahlbarem Wohnraum gewährleisten. Eine 216 
Ausweitung der Bindungsfristen im Sozialen Wohnungsbau auf 50 Jahre (auf öffentlichen 217 
Grundstücken 100 Jahre) eine erste leicht umsetzbare Maßnahme. Öffentliche 218 
Wohnungsbauförderung ist vor allem dann sinnvoll, wenn sie von kommunalen und 219 
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften sowie gemeinwohlorientierten 220 
Genossenschaften in Anspruch genommen wird. In Erbbaurechts-Verträgen kann außerdem 221 
eine dauerhafte Mietpreisbindung vereinbart werden. Dann wirken Teildarlehen zu 222 
Nullzinsen, Tilgungsnachlässe sowie Mietbindungen mietpreisdämpfend im Bestand. Ebenso 223 
sollen die Kommunen und kommunale Wohnungsgesellschaften finanzielle Mittel, Planungs- 224 
und Beratungsleistungen aus der von uns vorgeschlagenen öffentlichen 225 
Wohnbaugesellschaft abrufen können.  226 
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Als Linke wollen wir:  227 
• die Immobilienwirtschaft durch Auf- und Ausbau von öffentlichen und 228 

genossenschaftlichen Bauträgern gemeinnützig machen  229 
• bei der Vergabe von Baugrundstücken und Fördermitteln öffentlichen und 230 

genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen eindeutig Priorität geben 231 
• eine große Zahl mietpreisgebundene, barrierefreie Wohnungen jährlich durch Land 232 

und Kommunen bauen lassen 233 
• die kommunalen Wohnungsbestände durch Landesförderung erhalten und ausbauen 234 
• die Finanzausstattung der Kommunen dem Wohnungsbaubedarf anpassen 235 
• dass Kommunen Grundstücke vorrangig über Konzeptvergaben im Erbbaurecht 236 

vergeben, um dauerhaft soziale, ökologische und gemeinwohlorientierte Ziele statt 237 
Höchstpreise zu sichern 238 

5.4.4 Gemeinwohlorientierte Siedlungen schaffen 239 

Die Schaffung von gemischten Quartieren mit guter Wohnqualität für alle ist im Rahmen des 240 
öffentlich geförderten Wohnungsbaus möglich. Gehen die Mittel allerdings an 241 
renditeorientierte Unternehmen, werden damit häufig nur zeitweise mietpreisgünstige 242 
Wohnklötze gebaut. 243 

Wir wollen mit der Förderung gemeinwohlorientiert entwickelte Siedlungen schaffen. Es geht 244 
uns um planerisch ansprechende Quartiere für verschiedene Lebensentwürfe: Für Singles, 245 
für Familien jeglicher Art, für Wohngemeinschaften, für Ältere und Jüngere, in kleinen und 246 
großen Häusern, innerhalb und außerhalb der Innenstädte. Um die Krise auf dem 247 
Wohnungsmarkt zu überwinden, ist eine NRW-weite Offensive für gemeinwohlorientierten 248 
Wohnungsbau nötig: Statt Bauland zugunsten von privaten Profiten zu privatisieren, wollen 249 
wir es nach dem Erbbaurecht an kommunale und andere gemeinwohlorientierte Bauträger 250 
vergeben, die sich im Gegenzug zu dauerhaft günstigen Mieten verpflichten. So stoppen wir 251 
den Ausverkauf öffentlichen Eigentums und sorgen gleichzeitig dafür, dass sich die 252 
Menschen ein Leben in den Städten auch zukünftig noch leisten können.   253 

Dabei müssen auch die Bedürfnisse von Menschen mit Migrationsgeschichte, 254 
unterschiedlichen religiösen Hintergründen und queeren Lebensweisen berücksichtigt 255 
werden. Wir setzen uns für die Förderung interkultureller und interreligiöse Wohnprojekte 256 
ein, die Raum für gemeinsames Feiern, Kochen und Austausch bieten, sowie für queere 257 
Wohnprojekte, die Schutzräume vor Diskriminierung schaffen. 258 

Auf Bundesebene wollen wir die Einführung eines Mietendeckels erreichen. 259 
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Als Linke wollen wir: 260 
• landesweit einheitliche verbindliche Sozialwohnungsquoten für 261 

Wohnungsunternehmen einführen 262 
• jährlich rund 25.000 Wohnungen mit dauerhafter Preisbindung entweder durch 263 

Neubau oder Ankauf und Überführung in öffentliches Eigentum bei der 264 
Landeswohnungsbaugesellschaft schaffen. Einmal Sozialwohnung, immer 265 
Sozialwohnung  266 

• die jährlichen Fördermittel des Landes, gespeist aus Bundes- und Landesmitteln, auf 267 
die Akteure, die eine dauerhafte Sozialbindung garantieren, konzentrieren. Das sind 268 
in erster Linie kommunale Wohnungsgesellschaften, Genossenschaften und die neue 269 
landeseigene Wohnbausgesellschaft. 270 

5.4.5 Linke Bodenpolitik: Kein Raum für Spekulation mit Immobilien 271 

Boden darf keine Ware sein wie jede andere, weil er nicht vermehrt werden kann. Das 272 
Argument der fehlenden Wohnungen wird vielfach dazu benutzt, um den Verkauf von 273 
Grundstücken an Investor*innen zu legitimieren. Die Folge sind Bodenprivatisierung und ein 274 
riesiger Flächenfraß durch intensive Neuversiegelung. Private Immobilienbesitzende 275 
realisieren   hochpreisige Quartiere und Luxusprojekte, die als Preistreiber für ganze Städte 276 
und Regionen wirken. 277 

Solche Landnahme-Projekte wollen wir als Linke nicht mehr zulassen. Die Städte für eine 278 
sozial gerechter Wohnungspolitik öffentliche Grundstücke behalten und bei Bedarf Flächen 279 
ankaufen. 280 

Wir wollen eine öffentliche Bodenvorratspolitik durch das Land NRW und die Kommunen 281 
erreichen. Darüber lässt sich die Stadtentwicklung steuern und öffentliche 282 
Wohnungsunternehmen mit Bauland versorgen und so auch ihre Wirtschaftlichkeit trotz 283 
niedriger Mieten steigern. 284 

Bei der Reform der Grundsteuer B hat die Landesregierung schwere Fehler gemacht. So hat 285 
sie im Gegensatz zu anderen Bundesländern vergessen, das Urteil des 286 
Verfassungsgerichtes bereits auf der Ebene der Grundsteuermessbeträge zu 287 
berücksichtigen. Um diesen eigenen Fehler nachträglich zu heilen, hat sie den Kommunen 288 
freigestellt, entweder einen einheitlichen Hebesatz einzurichten (was Gewerbegrundstücke 289 
aufgrund der niedrigeren Messbeträge gegenüber Wohngrundstücken steuerlich 290 
besserstellt) oder einen differenzierten Hebesatz einzuführen um die Benachteiligung der 291 
Wohngrundstücke auszugleichen. Der differenzierte Hebesatz ist aber juristisches Neuland 292 
und daher Gegenstand juristischer Auseinandersetzungen zwischen Kommunen und 293 
Gewerbetreibenden. Wir sagen: Wenn das Land Fehler macht, muss es diese Fehler auch 294 
auf der Landesebene korrigieren und nicht den Kommunen den schwarzen Peter 295 
zuschieben. Leidtragende sind letztlich wieder die Mieter*innen und Häuslebauer*innen, die 296 
die erhöhte Grundsteuer über die Mietnebenkosten oder die Grundsteuerbescheide zu 297 
bezahlen haben, denn die Grundsteuer kann vom Vermieter 1:1 weitergegeben werden. 298 

Auf Bundesebene wollen wir das in § 25 des Baugesetzbuches geregelte Besondere 299 
Vorkaufsrecht der öffentlichen Hand (Kommune) reformieren, um den öffentlichen 300 
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Grunderwerb zu erleichtern und somit Kommunen die frühzeitige Steuerung der 301 
städtebaulichen Entwicklung besser zu ermöglichen. 302 

Als Linke wollen wir: 303 
• die Privatisierung von kommunalem und landeseigenem Bauland stoppen 304 
• das Öffentliche Eigentum an Grund und Boden ausweiten 305 
• Bauland öffentlich entwickeln oder nach dem Erbbaurecht an gemeinwohlorientierte 306 

Träger vergeben 307 
• Öffentlichem und gemeinwohlorientiertem Wohnungsbau gegenüber profit- und 308 

renditeorientierten Projekten Priorität einräumen 309 
• die Grundsteuer B reformieren, um Mieter*innen und Häuslebauer*innen zu entlasten 310 

5.4.6 Bestand bezahlbar halten, Mieten deckeln 311 

Neben deutlich mehr Wohnungsneubau in öffentlicher und gemeinwohlorientierter 312 
Trägerschaft setzen wir als Linke uns für Maßnahmen im Bestand ein, um die 313 
erbarmungslose Mietpreisspirale zu stoppen. Sanierung muss Vorrang vor Abriss und 314 
Neubau haben, denn Neubaumieten sind inzwischen für die Masse der Menschen kaum 315 
noch bezahlbar. Das Neubaumodell schadet auch dem Klima, denn die graue Energie, die im 316 
Altbestand steckt und durch Neubau erneut aufgewendet werden muss, darf nicht 317 
unterschätzt werden.  318 

Wie wollen die Mieten deckeln, deshalb fordern wir einen bundesweiten 319 
verfassungskonformen Mietendeckel.  320 

Die Mietpreisbremse in NRW greift allerdings zu kurz. Nur für 57 von 396 Kommunen hat die 321 
Mietpreisbremse derzeit überhaupt Gültigkeit. Aber auch mit Mietpreisbremse dürfen 322 
Neuvermietungen 10% oberhalb der sogenannten Vergleichsmiete liegen. Das bremst den 323 
Anstieg der Mietkosten zwar, aber aufgrund von Mietsteigerungen gelingt dennoch keine 324 
Trendwende auf dem Wohnungsmarkt. Zudem hat die Mietpreisbremse zu viele Ausnahmen: 325 
Wohnungen, die nach dem 1. Oktober 2014 erstmals genutzt und vermietet wurden oder 326 
Wohnungen, die erstmals nach umfassender Modernisierung vermietet werden, sind 327 
beispielsweise von der Mietpreisbremse komplett ausgenommen. Wenn die Miete bereits 328 
höher ist als eigentlich erlaubt, dann hat der Verstoß gegen die Mietpreisbremse sogar 329 
Bestandsschutz.  330 

Wir setzen uns für einen bundesweiten Mietendeckel ein und unterstützen 331 
Mieter*inneninitiativen und Bündnisse wie die Bewegung „Recht auf Stadt“. 332 
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Als Linke wollen wir: 333 
• bezahlbare Wohnungen erhalten statt Abriss oder Neubau 334 
• den Sanierungsstau bekämpfen, der langfristig zum Verlust bezahlbaren Wohnraums 335 

führt 336 
• die Mietpreisbremse auf mehr Regionen deutlich ausweiten, da erheblich mehr 337 

Wohnungsmärkte in NRW angespannt sind als von der Landesregierung festgesetzt 338 
• die Mietpreisbremse entfristen und Ausnahmetatbestände reduzieren 339 
• die Kappungsgrenze, die bestimmt wie stark der Vermieter die Miete erhöhen darf 340 

(derzeit in NRW max. 15% Mieterhöhung in drei Jahren bis zur ortsüblichen 341 
Vergleichsmiete) auf 7% absenken. Im Bund gelten 20% - die 15% in NRW entlasten 342 
die Mieter*innen nicht spürbar.  343 

• Wohnraum zur gemeinwohlorientierten Bewirtschaftung und Mietpreissenkung in 344 
öffentliches Eigentum überführen 345 

• in allen Landesförderprogrammen für Wohnungsmodernisierungen und Sanierungen 346 
nur solche Maßnahmen zulassen, durch die sich die Warmmiete nicht erhöht 347 

• die Erstellung von Leerstandskatastern fördern und koordinieren, die in allen Städten 348 
notwendig sind 349 

• Leerstände, insbesondere Problemhäuser mit öffentlichen Mitteln zur Schaffung von 350 
neuem öffentlichem mietpreisgebundenem Wohnraum sanieren 351 

• Vereine zum Schutz der Mietenden durch das Land NRW fördern 352 
• die Kündigungssperrfrist flächendeckend auf zehn Jahre ausweiten 353 

5.4.7 Faire Vermietung braucht gesetzliche Regeln 354 

Die Hauptaufgabe zur Überwindung der Wohnungsnot liegt nicht im Neubau, sondern im 355 
Erhalt, in der Ertüchtigung und in der gerechteren Verteilung des Wohnungsbestands. Das 356 
Land hat weitreichende Gesetzgebungskompetenzen, um aus sozialen Gründen regulierend 357 
in die Wohnungswirtschaft einzugreifen. 358 

Deshalb wollen wir das jetzige „Wohnraumstärkungsgesetz“ des Landes zu einem 359 
umfassenden, menschenrechtsbasierten Wohnraumbewirtschaftungsgesetz ausbauen.  360 

Menschen mit Migrationsgeschichte sind überdurchschnittlich oft von Mietwucher und 361 
überteuerten Wohnungen betroffen, sei es aufgrund von Sprachbarrieren, mangelnder 362 
Kenntnis der eigenen Rechte oder gezielter Ausbeutung durch Vermieter*innen. Wir setzen 363 
uns daher für niedrigschwellige, mehrsprachige Beratungsangebote zu Mietrecht und gegen 364 
Mietwucher ein. 365 
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Zu den darin definierten kommunalen Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung sollen 366 
gehören: 367 

• behördliche Anordnung der Herstellung von Mindestanforderungen an Wohnraum, 368 
inkl. aller Unterkünfte bei drohendem Verfall, Versorgungssperren oder anderen 369 
Missständen – auch präventiv, z. B. bei Mitteilung des Versorgers über eine drohende 370 
Versorgungssperre 371 

• flächendeckende Genehmigungsvorbehalte für Zweckentfremdungen, z. B. durch 372 
langfristigen Leerstand oder Kurzzeitvermietung 373 

• Genehmigungspflicht und öffentliche Überprüfung von Unterkünften für 374 
Arbeitnehmer*innen 375 

• kommunale Ersatzvornahmen und öffentliche Treuhandzwangsverwaltungen bei 376 
Weigerung der Eigentümer 377 

• Enteignung und Kommunalisierung bei ungeeigneten Eigentümerstrukturen 378 
• Verpflichtung der Verfügungsberechtigten zur Vorhaltung erreichbarer und 379 

leistungsfähiger Wohnungsverwaltungen 380 
• Verpflichtung zur Bildung ausreichender Instandhaltungsrücklagen 381 
• Auf- und Ausbau kommunaler Wohnungsvermittlung 382 
• niedrigschwellige, mehrsprachige Beratungsangebote zu Mietrecht und gegen 383 

Mietwucher 384 
• bei größeren gewerblichen Vermietern in Notstandsgebieten: Verpflichtung zu 385 

Kontingenten frei werdender Wohnungen zur sozialen Vergabe 386 
• Ausbau der Registrierung von Wohnungen bei Kurzzeitvermietung zu einem 387 

umfassenden öffentlichen Wohnraumregister 388 
• Einführung vermieterspezifischer Mieterräte mit Prüf- und Vorschlagsrechten 389 
• Schutz vor „smarten“ Kontrolltechnologien in Wohnräumen 390 

Bei allen Maßnahmen sollen die Bewohner*innen beteiligt und die Menschen- und 391 
Grundrechte beachtet werden. Eine „Wohnungspolizei“, die unter dem Vorwand der 392 
Wohnungsaufsicht reihenweise Unbewohnbarkeitserklärungen produziert und unliebsame 393 
Bevölkerungsgruppen vertreibt, lehnen wir als Linke entschieden ab. Das bedeutet 394 
ausdrücklich: Schutz vor Diskriminierung aufgrund der Herkunft, Religion, Behinderung, des 395 
Geschlechts, der sexuellen Orientierung oder der Geschlechtsidentität bei der 396 
Wohnungsvergabe und -bewirtschaftung. 397 

5.4.8 Gentrifizierung stoppen und Milieus schützen 398 

Das aktuelle Mietrecht setzt regulären Mieterhöhungen in laufenden Mietverhältnissen zwar 399 
Grenzen. So darf die Miete nur auf die ortsübliche Vergleichsmiete erhöht werden. Doch die 400 
Mietpreisspirale wird dadurch nicht durchbrochen, denn die Vergleichsmiete erhöht sich 401 
durch Neuverträge beständig. Hinzu kommt, dass Mieter*innen mit bestehenden Verträgen 402 
für Vermieter*innen ein Hindernis sind, wenn sie den Profit weiter steigern wollen. Gerade in 403 
Quartieren mit steigenden Neuvermietungsmieten haben renditeorientierte Vermieter*innen 404 
daher oftmals ein Interesse daran, die langjährigen Mietenden durch zahlungskräftige neue 405 
Mietende zu ersetzen.  406 

Auch Modernisierungsmaßnahmen können zu drastischen Mieterhöhungen führen, wenn sie 407 
strategisch eingesetzt werden  408 
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Häufig wollen Eigentümer*innen bisher vermieteten Wohnraum in Eigentumswohnungen 409 
umwandeln. Hier könnte das Land einschreiten. Denn § 250 BauGB im Baugesetzbuch 410 
ermöglicht den Ländern, die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen in Gebieten 411 
mit angespannten Wohnungsmärkten unter einen Genehmigungsvorbehalt zu stellen. 412 
Obwohl viele Städte und der Deutsche Mieterbund regelmäßig ein Eingreifen fordern, hat die 413 
Landesregierung aus CDU und Grünen nichts unternommen. 414 

Wir wollen die unsoziale Luxussanierung ganzer Stadtteile stoppen. Oft sind die Wohnviertel, 415 
in denen ein solcher Austausch der Mietenden zugunsten finanziell besser gestellter 416 
Schichten forciert wird, zuvor vernachlässigt worden. Im Rahmen des Ordnungsrechts 417 
wollen wir Vermieter*innen stärker dafür in die Pflicht nehmen, ihre Bestände instand zu 418 
halten und Sanierungsstau zu bekämpfen, ohne dass sie die Kosten für den Werterhalt ihrer 419 
Immobilien als angebliche Modernisierung zusätzlich auf die Mieter*innen umlegen können. 420 

Als Linke wollen wir: 421 
• den Kommunen per Umwandlungsverordnung nach § 250 BauGB die Möglichkeit 422 

geben, einen Vorbehalt bei Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen 423 
auszusprechen  424 

• ein Landeskonzept gegen Verdrängung durch Mietpreissteigerungen entwickeln 425 
• Milieuschutzsatzungen / soziale Erhaltungssatzungen umfassend anwenden, um 426 

Verdrängung und Verlust von günstigem Wohnraum entgegenzuwirken 427 
• den Einsatz von sozialen Erhaltungssatzungen durch Veränderung der Kriterien 428 

erleichtern. 429 
• die Instandsetzung renovierungsfähiger Häuser vorschreiben 430 
• die Umwandlung von Mietwohnungen in Ferienwohnungen, Pensionen und Hostels 431 

unterbinden 432 

5.4.9 Grundrecht auf Wohnen umsetzen 433 

Eines unserer wichtigsten Ziele als Linke ist es, Wohnungslosigkeit zu vermeiden und zu 434 
überwinden. Dafür bedarf es vielfältiger, gut vernetzter Handlungsansätze. Zu diesem 435 
Zweck wollen wir die Zentralen Fachstellen für die Vermeidung von Wohnungsnot als 436 
Koordinierungsinstanzen ausbauen und fördern. Wohnungslose sowie von 437 
Wohnkostenüberlastung und Kündigungen bedrohte Bewohner*innen sollen sich in jeder 438 
Stadt an eine öffentliche Stelle wenden können, die weiterhilft und vermittelt, auch in neuen 439 
Wohnraum. 440 

Wir wollen den Ansatz „Housing First“ in der Bekämpfung von Obdachlosigkeit verankern 441 
und in NRW zum Normalfall machen: Obdachlose sollen schnell und in einem ersten Schritt 442 
in Wohnungen untergebracht werden. Dafür müssen niedrigschwellige Beratungsangebote 443 
und -strukturen weiter institutionalisiert werden.  444 
Die unwürdige Unterbringung von Geflüchteten, Wohnungslosen und Saison- sowie 445 
Wanderarbeiter*innen in Massenunterkünften muss beendet werden. Jeder Mensch hat das 446 
Recht auf eine eigene Wohnung.  447 
Die eskalierende wohnungspolitische Lage in NRW lässt sich auch anhand der Zahlen zum 448 
Wohngeld ablesen. Im Jahr 2024 waren 300.000 Haushalte im Wohngeldbezug, inzwischen 449 
mittlerweile werden 1,26 Milliarden Euro an Wohngeld ausgezahlt. Die Hälfte davon durch 450 
den Landeshaushalt. 451 
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Auch KdU-Zahlungen (Kosten der Unterkunft) steigen weiter an und belasten die 452 
öffentlichen, vor allem auch die kommunalen Haushalte, massiv. 453 

In vielen Städten in NRW stehen Bürogebäude und Wohnungen leer. Wohnungen, die zum 454 
Beispiel wegen Spekulation leer stehen, wollen wir Wohnungssuchenden zur Verfügung 455 
stellen. Bei gewerblichen Leerständen wollen wir prüfen, ob sie sich für einen Umbau zu 456 
Wohnraum eignen. Dafür soll in allen Städten und Gemeinden unmittelbar der Bestand an 457 
leerstehenden Wohnungen, Bürogebäuden und anderen Gewerbeimmobilien festgestellt 458 
werden (Leerstandskataster). 459 

Wir setzen uns für die Legalisierung von Hausbesetzungen in Gebäuden ein, die aus 460 
Spekulationszwecken leer stehen. 461 

Als Linke wollen wir: 462 
• ein Landesprogramm „Null Zwangsräumungen“, in dem alle Maßnahmen zur 463 

Verhinderung von Wohnungsverlust koordiniert werden. Notfalls müssen Wohnungen 464 
beschlagnahmt und die Bewohner*innen wieder eingewiesen werden. Dafür wollen 465 
wir die behördlichen Voraussetzungen verbessern. 466 

• ein Wohnraum-Zweckentfremdungsgesetz durchsetzen mit einheitlichen Regeln zur 467 
flächendeckenden Bekämpfung von spekulativem Leerstand, Wohnraumvernichtung 468 
und Profitmaximierung durch Ferienwohnungen 469 

• allen Kommunen ermöglichen, gegen Wohnraum-Zweckentfremdung vorzugehen 470 
• Landesmittel für Städte und Gemeinden bereitstellen, mit denen sie Personal zur 471 

Durchsetzung des Zweckentfremdungsverbots und zur Wohnungsaufsicht einstellen 472 
können 473 

• die Erstellung von kommunalen Leerstandskatastern fördern und koordinieren 474 
• Leerstand beschlagnahmen, um Vermietung möglich zu machen  475 
• gesetzliche Mindeststandards für Unterkünfte von Werkarbeiter*innen deutlich 476 

verbessern 477 
• Mindeststandards auch für die Unterbringung von Wohnungslosen und Geflüchteten 478 

verbindlich machen 479 

5.5 Sozialer und ökologischer Stadtumbau 480 

Die Klimakrise ist längst auch in NRW angekommen: Rekordtemperaturen, Dürresommer und 481 
Starkregen zeigen die dramatischen Folgen der Erderhitzung. Eine konsequente 482 
Wärmewende ist unverzichtbar. Ohne eine grundlegende Transformation unserer 483 
Wärmeversorgung sind die Klimaziele nicht erreichbar. 484 

Es besteht ein Dilemma: Ohne energetische Sanierung bleiben die Heizkosten hoch und 485 
steigen weiter. Mit Sanierung kann die Modernisierungsumlage zu Verdrängung führen. Wir 486 
wollen daher über den Bundesrat die Abschaffung der Modernierungsumlage des Bundes 487 
anregen. 488 

Niemand darf durch den Umstieg finanziell überfordert werden, und alle Beteiligten 489 
brauchen ausreichend Vorlaufzeit für Investitionsentscheidungen. Die Wärmewende darf 490 
nicht über die Köpfe der Menschen hinweg entschieden werden. Gerade bei so 491 
grundlegenden Infrastrukturprojekten wie dem Aufbau von Wärmenetzen braucht es echte 492 
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Mitbestimmung. Bürger*innen müssen von Anfang an in die Planung einbezogen werden – 493 
nicht erst, wenn alle Entscheidungen gefallen sind. 494 

Wir wollen von Seiten des Landes NRW die Städte in die Lage versetzen konsequent an der 495 
Seite der Mieter*innen zu stehen, die sich durch Sozialpläne (§ 180 BauGB) gegen 496 
Verdrängung schützen, und die Sanierungsziele wo erforderlich auch durch 497 
Ordnungsmaßnahmen und den Erwerb von Grundstücken durchsetzen. 498 

Die zentrale Frage des Klimaneutralen Umbaus der Wohnimmobilien ist: Wie kann die 499 
Wärmewende zugleich schnell vorangetrieben und sozial-gerecht gestaltet werden? Eine 500 
sozial-gerechte Wärmewende braucht neue Rahmenbedingungen. 501 

Als Linke wollen wir:  502 
• Die Landesförderungen sozial ausrichten: Förderhöhe für Menschen mit geringerem 503 

Einkommen ausbauen; Förderungen mit Mietpreisobergrenzen verknüpfen; 504 
zusätzliche Finanzhilfen für energetische Sanierung im sozialen Wohnungsbau. 505 

• Prioritäten setzen: Modernisierungspflicht für die energieineffizientesten Gebäude 506 
("Worst-Performing Buildings") in Verbindung mit ausreichenden Fördermitteln des 507 
Landes. 508 

• Investitionsoffensive für energetische Sanierungen und Heizungstausch mit 509 
Landesfördermitteln begleiten. 510 

5.5.1 Umbauprogramm für Klimagerechtigkeit in benachteiligten Quartieren. 511 

Die geänderte Herangehensweise an die Stadtentwicklung in Zeiten von Mietennotstand 512 
und Klimakrise machen wir am Beispiel der Klima-Sanierungsgebiete deutlich. Hier wollen 513 
wir die Landesförderungen zielgerechter ausrichten. 514 

Nahwärmenetze, gebäudeübergreifende Dachnutzungen für PV-Anlagen, serielle 515 
Sanierungen von Gebäudeteilen lassen sich oft überhaupt nur, teils nur dann kostengünstig 516 
und auch städtebaulich sinnvoll verwirklichen, wenn die Maßnahmen nicht auf ein einzelnes 517 
Gebäude beschränkt sind, sondern im Quartiersmaßstab geplant wird. Wir wollen die 518 
Stadterneuerung und Sanierung als Instrument wiederbeleben und nun konsequent auf die 519 
Erfordernisse einer sozial-ökologischen Sanierung ausrichten. 520 

Unser Ziel ist die Verbesserung der Lebensbedingungen und Teilhabechancen der 521 
Bewohner*innen der benachteiligten Quartiere. Zugleich wollen wir diese benachteiligten 522 
Quartiere zu klimagerechten Vorbildquartieren machen. Eine klimagerechte Sanierung 523 
ganzer Quartiere legt aus Effizienzgründen nahe, auch weitere städtebauliche Ziele in den 524 
Blick zu nehmen: die Anlage neuer oder die Erweiterung vorhandener Wasser- und 525 
Grünflächen und die Umsetzung alternativer Mobilitätskonzepte. 526 

Dabei ist eine umfassende Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen durch die Kommunen 527 
erforderlich. Die Wünsche und Sorgen der Bewohner*innen dieser Quartiere sollten 528 
Ausgangspunkt der Sanierungsmaßnahmen sein. In Klima-Sanierungsgebieten sollten 529 
bürgerschaftliches Engagement zudem durch die Einbindung und Unterstützung neuer 530 
Modelle wie Mieterstrom, Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften oder Genossenschaften 531 
auch durch das Land gefördert werden. 532 
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Als Linke wollen wir:  533 
• Bei der Umsetzung dieses Umbauprogramms benötigen die Kommunen 534 

Unterstützung durch das Land. Neben einer fachlichen Begleitung ist vor allem ein 535 
Landesförderprogramm Klima-Sanierungsgebiete erforderlich.  536 

• Ein vorrangiger Einsatz der Landesfördermittel für Wohnraumförderung, 537 
Barrierefreiheit, Mobilitätsmanagement, Grünentwicklung und Maßnahmen zur 538 
Klimaresilienz und Sportstättenförderung. 539 

5.6 Wohnen darf nicht behindern 540 

Menschen mit Behinderungen, Senior*innen, Haushalte mit kleinen Kindern brauchen einen 541 
erleichterten Zugang zu ihren eigenen vier Wänden und auch innerhalb der Wohnungen 542 
entsprechende Standards. Dazu kommt: Nicht jede barrierefreie Wohnung wird auch von 543 
Menschen bewohnt, die darauf angewiesen sind. Umso schwerer ist es für Menschen, die 544 
auf barrierefreien Wohnraum angewiesen sind, sich adäquat am Wohnungsmarkt versorgen 545 
zu können.  Für Rollstuhlfahrende ist die Situation noch komplizierter, denn die meisten 546 
barrierefreien Wohnungen sind noch lange nicht rollstuhlgerecht.  547 

Als Linke wollen wir: 548 
• die Pflicht, Bestandswohnungen im Parterre barrierefrei umzubauen, einführen.  549 
• eine Quote barrierefreier Wohnungen für große Wohnungsunternehmen einführen.  550 
• die Förderungsmöglichkeiten für den barrierefreien Umbau ausweiten 551 
• die Landesbauordnung reformieren, um für das Label „Barrierefreiheit“ bessere 552 

Standards zu verlangen, um Architekten zu zwingen nicht nur das Allernötigste 553 
einzuplanen  554 

• mehr in Sachen Barrierefreiheit geschultes Personal in den Bauordnungsämtern 555 
einstellen 556 

• inklusive Wohnformen stärker fördern 557 
• uns für die bessere Berücksichtigung des Themas Barrierefreiheit im Studiengang 558 

Architektur an den staatlichen Hochschulen und die Einführung von barrierefreien 559 
Planen und Bauen als Pflichtfach einsetzen 560 


